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Von Roland Groner

„Schwaben sind bekanntlich sehr sparsa-
me Leute, und ehe sie etwas endgültig
wegwerfen, wird es benützt, bis es nicht
mehr funktionsfähig ist.“ Dies ist die Mei-
nung von Leserin Christa Jung aus Stutt-
gart. Von Kindesbeinen an ging ihr dieses
Verhalten in Fleisch und Blut über, und so
hat sie heute noch Probleme, „alte Wegbe-
gleiter“ in den Altkleidersack oder zum
Sperrmüll zu geben, wobei sie sich mit den
Worten „des daulet mi“ weigert.

Viele Leser werden jetzt sagen: Hier
stimmt etwas nicht, da muss sich ein
Schreibfehler eingeschlichen haben, das
Wort heißt doch „daurå“ und nicht „dau-
lå“. Nun, sie irren sich, das Verb „daulå“
gibt es tatsächlich, und es ist ein recht ge-
heimnisvolles Wort. Es gehört zu dem alt-
hochdeutschen „twëlan“ (ë = ä) = betäubt
sein, zu dem auch „toll“ im Sinne von
„wahnsinnig, tobsüchtig“ gehört, weitere
Angaben aus der Vergangenheit fehlen.

Die Bedeutung, die im Grimm’schen
Wörterbuch für „daulen“ geboten wird,
ist sehr vielseitig, so heißt es zunächst „ir-
re, betäubt sein“, dann aber auch „umher-
schweifen, hin und her laufen“ und zuletzt
„betäuben, einschläfern“. Ein Zitat offen-
bart seine Verwendung: „wann ein rosz
dawlet, so las ihm von stund an die kewa-
dern (= Käuadern, wohl Halsschlagadern)
auf beiden seiten aufschlagen“ (Seuter
Roszarznei, 1599). Mit anderen Worten:
das Pferd ist zu töten.

In Schwaben erfährt „daulen“ jedoch
laut Grimm’schem Wörterbuch eine star-
ke Bedeutungsänderung, denn hier bei
uns versteht man darunter „Bedauern er-
regen“, in Fischers Schwäbischem Wör-
terbuch wird dies bestätigt: „er/sie/es

daul(å)t mi“ heißt „tut mir leid, wird von
mir bedauert“. Unter dem Substantiv
„Daul/Daulen“, schwäb. Daulå, versteht
man Mitleid, Zweifel, Unwillen, Zorn,
Schmerz, Verstimmung, Widerwillen –
„einen Daulen an etwas haben, kriegen“.

Und dies ist die Antwort auf die Anfrage
von Ruth Steckroth aus Neckartailfingen,
derenMutteröfter sagte:„Dahabe ichkei-
nen Daulen dran“, weshalb sie fragt, ob
das so viel heißt, wie „Keine Lust . . . kein
Appetit . . . oder es ekelt mich?“. Von „dau-
lå“ ist auch das Adjektiv „daulig“ abgelei-
tet, das man für „bedauernswert“ verwen-
det: „desch ånn dauligr Dropf“.

Nicht zu verwechseln ist daulå mit dau-
rå im Sinne von „Leid tun, bedauern“.
Dieses Wort stammt vom mittelhochdeut-
schen „turen“ und ist wiederum nicht zu
verwechseln mit dem anderen „dauern“
(dess dauråt abr lang). Zurück zu Christa
Jung: Bezogen auf ihre Hemmung, alte
Gegenstände auszusortieren, lässt sich
nur feststellen: „es daulåt sie“ (= sie gibt es
nicht gerne weg).

Der schwäbische Spruch des Tages kommt
von Steffen Kücherer aus Frickenhausen:
„In einem Museum wurden alte Maschi-
nen vorgeführt, ein Mitarbeiter war mit Öl
und Staub verschmiert. Eine Bekannte
sagte: ,Oh Karle, do hoscht aber a dräggets
Gschäft hait, do brauchscht au a Weile
hait Obed, bis de do wieder gwäschet
hoscht.‘ Die Antwort kam prompt: ,Awa,
wäscha! Em Bett wierscht au sauber!‘“
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Von Arnold Rieger

STUTTGART. Die gute Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf ist eines der gewichtigsten
Argumente, mit denen das Land um junge
Nachwuchskräfte werben will. Diese klassi-
sche Stärke des öffentlichen Dienstes müsse
bewahrt und ausgebaut werden, heißt es im
Entwurf für einen „Personalentwicklungs-
plan 2020“, den jetzt das Innenministerium
entwickelt hat.

Um als Arbeitgeber attraktiver zu wer-
den, erwägt das Land, weitere Kinderbe-
treuungseinrichtungen zu schaffen oder Be-
legplätze anzukaufen. „Da nach wie vor
mehr Frauen als Männer Auszeiten in Kauf
nehmen für die Erziehung ihrer Kinder, kön-
nen Einrichtungen wie beispielsweise Be-
hördenkindertagesstätten insbesondere gut
qualifizierte weibliche Nachwuchskräfte
dazu veranlassen, sich für die Landesver-
waltung als langfristiger Arbeitgeber zu
entscheiden“, heißt es in dem Entwurf, der
unserer Zeitung vorliegt.

Auch die weitere Flexibilisierung der
Arbeitszeit wird als Lockvogel betrachtet.
So könne man ein Freistellungsjahr ermögli-
chen, und zwar ohne „die derzeit aufwendi-
ge und unflexible Voranmeldung“. Auch
über die Ausweitung der Telearbeit, attrak-
tive Weiterbildungsangebote und zusätzli-
che Mittel für die Gesundheitsvorsorge müs-
se nachgedacht werden, empfiehlt das In-
nenministerium, das den Plan auf der
Grundlage von Vorschlägen aus allen Minis-
terien erstellt hat.

Zusätzliches Geld kosten wird auch der
Vorschlag, Einstellungskorridore selbst in
solchen Verwaltungsbereichen offen zu hal-
ten, die eigentlich sparen müssen. „Nur
dann ist ein Personalaustausch und damit
Personalentwicklung möglich“, heißt es mit
Blick auf den Fachkräftemangel in medizi-
nischen und technischen Berufen.

Allerdings stehen viele der Vorschläge
„unter dem Vorbehalt einer auskömmlichen
Gegenfinanzierung“. Dazu gehört zum Bei-

spiel die Umwandlung von befristeten
Arbeitsverträgen in unbefristete Verträge.
Außerdem heißt es: „Die Aufhebung von
Wiederbesetzungssperre und Beförderungs-
sperre kann ein geeigneter Weg zu mehr At-
traktivität als Arbeitgeber sein.“ Mehrere
Ministerien, darunter das Kultusressort,
schlagen auch ungeschminkt vor, die Beam-
ten einfach „angemessen“ zu besolden.

Dass dies ein Schwachpunkt in der Argu-
mentation sein kann, räumt die Landesre-
gierung in dem Papier offen ein. Besoldung
und Versorgung könnten mit der Gesamt-
wirtschaft bisher nicht mithalten, heißt es:
„Im Zeitraum 2000 bis 2011 ist die Besol-
dung mit einem Plus von 17,5 Prozent sogar
hinter der Inflationsrate (+19,3 Prozent) zu-
rückgeblieben.“

In langjähriger Betrachtung von 1971 bis
2011 hinkten zudem die Versorgungsbezüge
der Rentenentwicklung hinterher. Während
sich die Renten fast verdreifacht hätten, ha-
be sich die Versorgung nur verdoppelt.

Die Notwendigkeit der Nachwuchsge-
winnung skizziert das Papier am Beispiel
des Regierungspräsidiums Stuttgart, einer
Mammutbehörde, in der verschiedene Fach-
disziplinen beschäftigt sind – vom Archäolo-
gen bis zum Sprengmeister. Das Durch-
schnittsalter der männlichen Beschäftigten
betrage fast 50 Jahre, das der Frauen mehr
als 46 Jahre, heißt es. Ziel müsse es deshalb
sein, mit der Gewinnung von Nachwuchs
„für eine ausgewogene Altersstruktur“ zu
sorgen, lautet das Fazit.

Bei Volker Stich, dem Landeschef des
Deutschen Beamtenbunds, rennt Grün-Rot
damit offene Türen ein. „Ich begrüße solche
Maßnahmen, sie sind unbedingt notwen-
dig“, sagte er unserer Zeitung. Noch wichti-
ger sei allerdings, die Einschnitte bei der Be-
soldung und der Beihilfe zurückzunehmen.
Stich: „Sonst wird das Land dauerhaft ins
Hintertreffen geraten.“

Gespannt warten die Gewerkschaften
nun, was ihnen Grün-Rot konkret anbietet.
Anfang Oktober will Wirtschafts- und
Finanzminister Nils Schmid (SPD) beim
Beamtenbund die Vorschläge erläutern.

Land poliert Image
als Arbeitgeber auf
StN-Exklusiv Familienfreundlichkeit soll Fachkräfte anlocken

Die Personalkosten seien zu hoch, be-
klagt die Koalition gebetsmühlenhaft.
Doch nun bekennt sie reuig, dass sich
das Landmit den ständigen Kürzungen
ins eigene Fleisch schneidet. Ein
Anreizpaket soll nun gegensteuern.

Viele Vorschläge
werden Geld
kosten

Heimattage endenmit Umzug

Zum Abschluss der Heimattage präsentier-
ten sich beim Landesfestumzug am Sonntag
in Rottenburg rund 4000 Teilnehmer. Bei
meist trockenem Wetter zogen Trachten-

und Brauchtumsgruppen, Bürgerwachen,
Musikkapellen und Fanfarenzüge wie dieser
aus Bretten durch die Stadt. 2014 finden die
Heimattage in Waiblingen statt. Foto: dpa

STUTTGART (lsw). Der Studiengang Sonder-
pädagogik darf aus Sicht von Wissen-
schaftsministerin Theresia Bauer im Zuge
der Reform der Lehrerausbildung nicht zer-
schlagen werden. „Diese bundesweit einzig-
artige Expertise in Baden-Württemberg ist
uns viel wert“, sagte die Grüne.

Damit lehnt sie den Vorschlag der von ihr
und dem Kultusministerium eingesetzten
Kommission zur Reform der Lehrerausbil-
dung ab, die Sonderpädagogik abzuschaf-
fen. Doch wie von den Experten angeregt,
sollten im Zuge der vermehrten Teilnahme
behinderter Schüler am Regelunterricht (In-
klusion) allen angehenden Lehrern sonder-

pädagogische Grundkenntnisse vermittelt
werden, sagte sie. Damit liegt sie auf einer
Linie mit den Regierungsfraktionen.

Kritik kam von der Elterninitiative „Ge-
meinsam leben – gemeinsam lernen“. Sie
setzt sich für ein Ende der Sonderpädagogik
als eigenen Studiengang ein. „Wir brauchen
keine Sonder-Lehrer mehr, weil wir im Sin-
ne der Inklusion auch keine Sonder-Kinder
mehr haben wollen“, sagte Sprecherin Kirs-
ten Ehrhardt.Der Einsatz von Sonderpäda-
gogen führe zum Kastendenken, bei dem
Sonderpädagogen sich nur für bestimmte
Kinder verantwortlich fühlten. „Die ande-
ren Lehrer der allgemeinen Schulen werden

sich darauf ausruhen, dass es ja die Spezia-
listen gibt“, monierte die zweifache Mutter.
Die Inklusion sei aber Aufgabe aller Lehrer.

Bauer sagte, das Expertengremium habe
wertvolle Impulse für eine innovative Leh-
rerausbildung gegeben, auch wenn nicht alle
Anregungen aufgegriffen würden. Das Ka-
binett soll die Eckpunkte noch in diesem
Jahr beschließen. Die von den Fachleuten
vorgeschlagene Umstellung des Lehramts-
studiums auf die international gängigen Ab-
schlüsse Bachelor und Master werde über-
nommen, prognostizierte Bauer. Ein Vorteil
sei, dass sich Absolventen des berufsqualifi-
zierenden Bachelor-Abschlusses nochmals

bewusst für den Lehrerberuf entscheiden
oder eine andere Karriere einschlagen.

Auch solle die Ausbildung von Pädagogen
fürdieSekundarstufe I (5.bis10.Klasse)von
acht auf zehn Semester verlängert werden.
Eine längere Ausbildung von Grundschul-
lehrern hält Bauer ebenfalls für sinnvoll.
Dies werde unter Haushaltsgesichtspunkten
geprüft. Sie ist aber gegen eine einheitliche
Ausbildung für Lehrer weiterführender
Schulen, die bei Gymnasiallehrern Angst
vor dem „Einheitslehrer“ ausgelöst hatte.
Aus Sicht der zweifachen Mutter ist es sinn-
voll, Lehrer entsprechend den Bedürfnissen
verschiedener Altersgruppen auszubilden.

Die Sonderpädagogik soll erhalten bleiben
Wissenschaftsministerin Theresia Bauer will nicht alle Vorschläge der Expertenkommission zur Lehrerausbildung übernehmen

Stiftung will zudem geschädigten Kindern
helfen und Therapien finanzieren. Von den
90 Euro, die die Schulung eines Mitarbeiters
den Betrieb kostet, würden 25 in die
Stiftungskassen fließen. Damit möchte die
Stiftung in Einzelfällen Kinder und ihre Fa-
milien mit finanziellen Hilfen für psycholo-
gische Betreuung und Rehabilitationsmaß-
nahmen unterstützen. Um mehr Geld für die
Arbeit zusammenzubekommen, will Ellen-
berger auch Zulieferer und Vertragspartner
ansprechen und mit dem Hotel- und Gast-
stättenverband Dehoga kooperieren.

12 623 Kinder unter 14 Jahren wurden
2012 laut Kriminalstatistik in
Deutschland Opfer von sexuel-
lem Missbrauch, drei Viertel da-
von waren Mädchen. Die Dun-
kelziffer sei zehnmal so hoch, alle
Viertelstunde würde ein Kind
misshandelt, sagt Stiftungsge-
schäftsmanager Jörg Müller. Der
Stiftung geht es aber nicht nur
um die Kinder, sondern auch um
die Hotelmitarbeiter, um Nöti-

gung und sexuelle Belästigung am Arbeits-
platz. Das sei in der Branche ein immer wie-
derkehrendes Thema, das ständig unter den
Tisch gekehrt werde. Darüber will die Stif-
tung im deutschsprachigen Raum der Inter-
conti-Gruppe genauso sensibilisieren, wie
sie Hotels als „Zufluchtsort“ für Kinder und
Jugendliche öffnen will. Die Häuser sollen
entsprechend gekennzeichnet werden und
die Mitarbeiter fähig sein, die in Not gerate-
nen Kleinen aufzunehmen und in sichere
Hände zu übergeben.

dern und Jugendlichen ausgenutzt werden“,
nennt er seine Beweggründe, mit Kinder-
blick aktiv zu werden. Personal und Gäste
müssten für solche Fälle sensibilisiert, für
achtsames und schützendes Handeln ge-
wonnen werden.

Es gebe Häuser, in denen die Kinder einen
halben Tag lang allein im Zimmer säßen, und
keiner bemerke es. Zuletzt habe im Singener
Haus ein vierjähriges Kind stundenlang al-
leine gespielt. Dann stellten Personal und
Polizei fest, dass die Eltern ihr Kind
schlichtweg vergessen hatten. Auch Schreie
oder Geräusche müssten aufmerksam ma-

chen. Hoteldirektoren sollten sich auch die
Pay-TV-Programme anschauen, auch dort
gebe es Filme mit Minderjährigen, mahnt
Ellenberger.

Die Schulungen werden im September
starten. Dann sollen Mitarbeiter von 30 Ho-
tels, Franchisenehmern der Holiday-Inn-
Kette, unterrichtet werden. 2014 will man
mit einer grenzüberschreitenden Kampagne
auch die Gäste ansprechen. Das Konzept für
die Kurse und Aktionen wird zusammen mit
dem Kinderschutzbund entwickelt. Die

Von Gerhard Herr

SINGEN. Seit 2008 ist das Holiday-Inn-Ex-
press-Hotel direkt neben dem Singener Rat-
haus geöffnet. Nach Durstjahren beträgt die
Belegungsquote durchschnittlich 65 Pro-
zent. Lars Ellenberger, der in das Haus sechs
Millionen Euro investiert hat, und das 23-
köpfige Mitarbeiterteam freuen sich über
mittlerweile „gute Auslastungszahlen“.

Dies, aber auch persönliche Erfahrungen
in den zurückliegenden 35 Berufsjahren sei-
en mit ein Grund, dass Lars Ellenberger und
Gattin Iuliia die Stiftung Kinderblick grün-
deten. Während des Dokumentarfilms
„Operation Zucker“ seien ihm die Augen ge-
öffnet worden über Kindesmissbrauch, Por-
nodrehs und Misshandlungen in Hotelzim-
mern. Auch die Mitarbeiter der Hotels wür-
den vieles davon wahrnehmen oder ahnen,
abersiehättenniemanden,dersieunterstüt-
zen wolle. Das soll die Arbeit der Stiftung
Kinderblick, in die der 53-jährige Ellen-
berger 100 000 Euro Anfangskapital inves-
tiert, ändern.

Hotelmitarbeiter sollen geschult und da-
durch aufmerksamer werden oder sich über
eine Hotline beim Deutschen Kinderschutz-
bund informieren können. „Wir geben im
Hotel die Schlüssel aus der Hand, das Bitte-
nicht-stören-Schild wird aufgehängt, und in
den Zimmern passieren schreckliche Din-
ge“, mahnt Hotelier Ellenberger, der in
Stuttgart noch das Rega Hotel betreibt.
„Hotels sind Orte der besonderen Verant-
wortung. Kein Hotelzimmer sollte als ano-
nymer Raum für den Missbrauch von Kin-

Gegen Missbrauch im Hotelzimmer
Hotelier gründet Stiftung zumSchutz von Kindern und bricht damit Tabuthema

76-Jähriger fährt Frau
beim Ausparken tot
GLOTTERTAL (lsw). Ein 76-jähriger Autofah-
rer hat am Sonntagmorgen in Glottertal
(Kreis Breisgau-Hochschwarzwald) seine
Ehefrau angefahren und tödlich verletzt. Als
er rückwärts aus einer Einfahrt fuhr, ver-
wechselte der Mann nach Angaben der Poli-
zei wahrscheinlich Gas und Bremse seines
Automatikfahrzeugs. Die ebenfalls 76-Jäh-
rige starb an Ort und Stelle. Sie hatte ihrem
Mann vermutlich beim Ausparken helfen
wollen. Der Senior überfuhr zudem einen
Zaun mit Eisenpfosten und prallte dann
gegen die Mauer des gegenüberliegenden
Grundstücks.

Zwei Schwerverletzte
bei Überholmanöver
PFORZHEIM (lsw). Bei einem gescheiterten
Überholmanöver in Pforzheim sind zwei
Menschen schwer verletzt worden. Ein be-
trunkener Autofahrer wollte am Samstag
einen Traktor überholen. Der 49-Jährige
übersah dabei aber den Wagen eines 21-Jäh-
rigen, der hinter ihm fuhr und ebenfalls zum
Überholen angesetzt hatte. Die Fahrzeuge
prallten seitlich zusammen, und das Auto
des Unfallverursachers stieß noch gegen den
Traktor. Das andere Auto schleuderte in den
Gegenverkehr und rammte dort frontal den
Wagen eines 63-Jährigen. Dieser wurde im
Wrack eingeklemmt und ebenso schwer ver-
letzt wie der 21-Jährige. Der Traktorfahrer
und der Betrunkene blieben unversehrt, wie
die Polizei am Sonntag mitteilte.

„Bitte-nicht-stören-Schild
wird aufgehängt, und in
den Zimmern passieren
schreckliche Dinge“

Lars Ellenberger
Hotelier und Stiftungsgründer
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